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AUSZUG AUS DEM PROToKoLL
DES.

REGIERUNGSRATES DES KANTONS S0L0THuRN
VOM

11. Junf 1966 N~. ~168

15Das Bau—Departement legte, gestutzt auf § 11 des Gesetzes

über das Bauwesen vom 10. Juni 1906/ 24. Mai 1964, den

~in der Zeit vorn 2. August~

bis 2. September 1965 öffentlich auf, Der Plan umfasst den

Bahnhofplatz und die Anschlüsse der Luzernstrasse, Dornachor—

strasse und Röti~t~t ~~

WaffenpIatzst~asse, Niklaus—Konrad—Strasse und Hauptbahnhof~trasse.

Während der Auf1ag~fri~t gingen folgende Einsprachen ein:

1, Schweizerische Bundesbahnen, Kreis II,.Luzern

2. Kreispostdirektion Basel

3. Einwohne.rgemeinde der Stadt Solothurn

4. Gottlieb und Hans Vogt—S~tif~ung, Geschäftsstelle,
Dornacherstrasse~35—39, Solothurn

5. Vogt—Schild AG., Buchdriickerei, Solöthurn

6. Frau Ellen Fein—Eberhardt, Niklaus—Konradstrasse 30, Solothurn

7. Frau Dr. Rosa Schaad, Röti~uai 30, Solothurn, vertreten
durch Rolf Altenl5urger, A~chitekt SIA, Rötiquai 50, Solothurn,
und Rolf Altenbur.gser für sich persönlich

8. Dr.med. W, Branschi, Kantonsarzt, Niklaus—Konrad—Strasse. 28,
Solothurn, für sich und seine Ehefrau

9, Frau Alice Lüthy—Meyer, Niklaus—Konrad-Strasse 20, Solothurn,
vertreten durch Dr. Werner Fröhlicher, Fürsprech, So1othur~

10. Frl. Marie Meyer, Niklaus—Konrad—Strasse 24, Solothurn, und
Frau Anna Cordes—Meyer, Zug, beide vertreten durch Dr. Werner
Fröhlicher, Fürsprech, Solothurn

11. Schweiz. I~ebensversicherungs— und Rentenanstalt, Postfach 740,
8022 Zürich

12. Direktion der Solothurn—Zollikofon—Bern—Bahn, Solothurn

13. Dr. jur. Fritz Hüsler, Fürsprech, Hauptgasse 65, Solothurn,
für sich und im Namen von Paul Hüsler, Architekt, Solothurn

14. von Roll AG., Gerla~ngen (Pensionskasse der Arbeiter und
I~ilfs-~ uM Pensionskasse ~ar Arbeiter und Angesteil~en)
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15. Dr. med. G-. von Arx, Arzt, R~5tistrasse 1, Solothurn, vertreten
durch Dr. J.F. Flunziker, Fürsprech, Hauptgasse 56, Solothurn.

Das Bau—Departement führte mit den Einsprechern Verhändlungen durch,

Die Ergebnisse wurden protokolliert und den Beteiligten schriftlich

bekanntgegeben.

In ~er Einsprache Nr. 3 der Einwohnergemeinde der Stadt Solothurn

wurden ‘vOrschiedene Fragen aufGeworfen, die die Grundlagen d6s Planes

betrafen. Der Regierungerat behandelte ‘sie deshalb mit Beschluss

Nr. 5l&~vom 28. Januar 1966 vorweg.. Aenderungeia. des ~P1anes ergaben

sich daraus nicht,

Der Re~ierungsrat stellt f~st und zieht in Erwagun~

1,. S~mtliche. Einsprecher sind als EigentUmer von Grundstücken im

Planungsgebiet zur Einsprache legitimiert. Die Einsprachen sind

rechtzeitig eingereicht worden. Es ist deshalb darauf einzutreten,

soweit eine Abänderung odei~ die Nichtgenehmigung des Planes‘ ver

langt wird. Die Einsprache Nr.12 ‘(Solothürn-Zollikofen—Ber~—Bahn)

bezieht sich ausschli~sslich und cUeEinsprachen Nr~6 (EIlen‘ Fein—

Eberhardt), Nr9 (Alic~ Lutby-Meyer), NrlO (Marie Mcyer und Anna

Cordes—Meyer) und Nr. 14 (von Roll AG-,) beziehen siQh teilweise

auf Entschadigurgsfragen Diese Frag~n sind jedoch nicht im Plan—

~enehnigunbs—, sondern ir spator durchzufuhrenden Entschadigungs—

verfahren zu beurleilen ~uf diese D~nsprachen ist deshalb, soweit

Entschädigungsbegehren gestellt werden, nicht einzutreten, Sie sind

als Rechtsverwahrung~n für das spätere Entschädig~gsve~‘fäh~en vor—

zunerken.

2~ Im Gebiet des Bahhhofplat~es ‘~ol~oh in gross~ügiger Weise Fuss—

gan~erunterfuhrun~en erstcl] L werden. Das &tailstudiu~~ hat erch~n,

da~s±~ der Eauptbah~ffiofstrasse die Aufgänge von der:Unte~führung

als Fnssgängerrampen ausgebildet werden k~nnten, die: gegehüber den

im aufGelegten Plan vorgesehenen Trenuen verschiedene Vorteile

hätten, Mit dies~r: A~nderung könht~ gleichzeitig die 3eansp~uchung

der Vorgarten der Heuserreihe zwischen der Rotisttasse und der

Hauptbahnhofstresse g ~ild rb ecrden Das Gebiet H~uptbahnhofstrasse

Niklaus—Konradstresse (hie Rotistrasse) — Rotistrasse — Dornacher—

strasse ist deshalb von der Plangenohmig~ng vorläufig auszu—



nehmen und~neu z~hearbeitbn; jeiiac~ dem Ergeb~is ist für

diescs Gebiet entweder ein neuer Plen aufzulegen oder der bis

herige. Plan dem Regierun~srat zur Genehmigung zu unterbreiten.

~u~das genannte: G~bj~t bezieh ~ibh die Einspr~chen ~
(Frau Alice Lüthy—~‘Ieyer; Grundstück Nr. 1138), Nr~ll (~hweiz,

Lebensversiche~j~5 und R~ntenanstali; Grundstücke Nr. 1136

und 1137) und Nr.15 (Dr. mcd, G. von Arx; Grund~tück ~r. 1070).

Die Behandlung dieser Einsprachen ist bis auf weitered zu

Sistieren,

5, Von den Ei -ntümorn der Gebkudore~hm zwischen der Rötistrasse

und der Waffenplatzstr~sse stammen die Einsprache~ Nr. 4

(Gottlieb und Hans~Nr. 1667), Nr.6

(Ellen Fein_Eberhardto GruhdstÜc1~Nr, 1665), Nr.8 (Dr. med.

W. Eranschi; Grundstück Nr. 1666) und Nr._10 (M~rie Meyer und

Anna Cordes—Meyer.; Grundstück N~. 1668),

D~e Einsprech~r Nr.4uncl 8 wenden sich gegen die im Bebauungs

plan sü~1ich der Hauptbau1.inje~o~es~ene Arkado~~Eaul~j~ic,

Die Interessen des Stra~senbaues werd~n durch di~ E~u~tb~ulinie

gewahrt Die Frage einer Ark- en—Baulimic ist architektonischer

Natur und gehört deshalb zur Planüngshohejt der Rin~oh~ergemeinde

der Stadt Solothurn, Ge~tützt auf § 11bis des abgeänderten Bau—

gesetze~kann~~e~ K~nto~ Baulinien nur s6weit planen, als~~ sie im

Interesse des Strassenba~es ~iö~en, Die Ark~denb~ulinie ~st

deshalb aus dein Plan zu streichm.n.DieEinsprac~en sind ±n diesem

Sinne gutzuheissen. -

Zur Einsprache Nr.4 is~ im weiteren folge~dös zu bemerken:

Eine Ueberdachun~ der T~e~perauf ähme ibt nicht beabsichtjg~~

Für die weiteren Begehron (d~irekter ~n~ch1uss vom unterirdischen

Durchgan;r zun Untergeschoss des Gebäudes N~. 26 ~d Anbringung

eines Zeitungskioskes) best~ht kein~der Ein—

sprecherin, Sie sind jedoch bei der Detailprojektierung und

im~zu prüfen,

Dass das Grundstück der ~E±nsprecherin ~~~urch den Au~bau

des Bahnnofpiatzes stark in Mit1e1d~nschaft ~ezogen wird, ist

nicht zu bestreiten, Die vorgesehene Bre~to der Fdhr~hn lässt



sich. jedoch aus verkehrstechnischen ~-ründen nicht reduzieren.

M~dere Lösungen für die Verkehrssani~rung sind eingehend geprüft

~worden; sie würden jedoch zu noch stärkeren Eingriffen in pn—

va~tes..Ei~entum führen.Die Einsprache ist deshalb, söweit sie

sich gegen4~n Plan richtet5 abzuweisen und hinsichtlich der

Eütschädigrnagsfragen auf das Entschädigungsverfahren zu ~rweisen,

I~ der Einsprach~ N~8 wird beantragt, die Fussgängemunterführung

sei so naöhWesten abzudrehen, dass das ~rundstück Nr. 1666 durch

den Treppenaufgang nicht mehr beansprucht wird. Diesem Eeg~hren

soll b~i der Detailprojektie~ung. naoh köglichkeit entsprochen

werden, Das weitere Begehren, die Parkplätze an der Niklaus—Konrad—

strasse s~ien auf der No~seit~ statt der Su~seitc vorzusehen, soV~

~ei der Dets4lprojektierung nochmals geprüft werden. Dabei haben

in erster J~nie die . Behörd~n der Stadt Solothu~n zu entscheiden, da

es sich um eine ~emeinde~trasse handelt. Im heutigen Verfahren ist de~

Plan. mit .de~ südseitigen Anordnung der Parkplätze zu gene~i~en.

TA dör. ~.insprache Nr.10 wird an~b~e~t,~If d ~r Höhe der Niklaus—

Kon~dstrasse eine Fuss; ängenhberquerung über die Rötistrasse und

längs der Luzernstrasse e~nen Radweg vorz~sehcn. Beide Anregungen

konn~n nicht erfullt wcr1en An Puss~angerstreifen uber die Roti—

strasse konnte durch die vor~esehene LichtsignalanlaZe nicht ge

steuert werden, da er zu nahe am Bahnhofpiatz läge F~r besondere

R~dfahrerstreifen längs der Luzernstrasse würde das zur Verfü~un~~.

stehende Land nicht ausreichen

4. Die Einwendungen in der Einsprache Nr.15 (Dr, Fritz und Paul Räder)

wur~den an den Einspracheverhandlun o n besprochen. Es erübrigt sich

dcshalb, darauf nochniels in‘ einzelnen einzugehen Der Abbruch der

Gebaude Waffenplabzs~rasse Ni. 17 und 19 ist bei den Anforderuri~cn,

denen der Bahnhofplatz zu ~onugen hei (Durch~angsvorkehr und Zubringe

verkehr zum Bahnhof.)., leider nicht zuuxagehbn. Auch di~se Einsprache

ist somit abzuwei‘sen,

Die Einsprache Nr.14 (von Roll AG,~ Grundstücke Nr..l567 und 5195)

richtet sich nic~t direkt genen das Projekt, sondern bezieht sich

zur Hauptsache auf ~ntschad~gungsfragen. Zu einzelnen Punkten ist

folgendes zu bemerken:



Eine V~rschi‘~bun~ der Luzornsbro~sso nach Suden ist nicht iloglich,

De~ S~ muss cler~ nötige P1at~ be1a~sen werden, da sie im Besitze

einer Konzession des Bundes ist, Mit den Schweiz. Bundesbahnen

wu~de e~ngeheAd verhandelt; doch konnte nur die Abtretung eines

Landstr~ifens von 2 r~Rroite erreicht werden. Dem Kanton steht

S~nüb~r den Bundesbahnen kein Enteignungsrocht zu.

Die Ba~iAie auf de~ Grundstück Nr. 1367 der von Roh AG ist

nördlich der Luzornstrasse mit einem Abstand von 8 m vorgesehen.

Ein solcher Eau1~ni~~nabstand ±st bei einer stark frequentierten

Durch~angsstrassc gerechtfertigt. Eine Anpassung an städtehaulicho

Bel~nge ist jedochmöglioh, Dazu ist die Einwohner:~omeinde der

Stadt Solothurn zuständig. Der Regierungsrat würde sich eInem

speziellen Bebauungsplan der Ein~ohnergemeinde, der für das von Roll~

Ar~al eine teilweise Vorvcrle~ng der Bauhinie an der Luzernstrasse

um etwa 3 m vorsieht, nicht widersetzen.

Die inder Einsprache ~1 (Schweiz. Bundesbahnen) erwähnten Ein—

und Ausfahrten ar d~r Luzcrnstrasee liegen nicht in dem vom Plen

erfassten Gebiet. Gleichwohl erk1~rte sich das Bau—Departement bei

den~Eins~racheverhandlungen beroit~ dem. Regierungsrat zu beantragen,

dbnSchweiz~ Bundesbahnen bei der Genehmi~ng des Strassenplanes

fol~6~des zuzusichern~

a) Ein- und Ja zwischen Gutors cn~pen ivde~latz

( Die Ausfahrt wird durch elne Lich~signalanlage mit Schwelle in
beiden Richtungen gesichert. Die Einfährt von Solothurn her ist

jederzeit gewährleistet, Hingegen dürfte die Einfahrt von Zuchwil

her bei starkem Verkehr erschwert sein. Der Verkehr von Solothurn

nach Zuchwil wird jedoch du~öh die Li~htsi~na1aniage auf dem

~ahnhaofplatz phasenwei~e unterbrochen~ Dadurch wird das Li~s—

abbiegen von Zuch~il her aüf das E~hngebiet periodisch gesichert.

b).~fahrtöstlichdesFreila~eplatz~s••

Auch hier ist eine Lichtsi~ nelonla~o mit Schwellc vorgesehen

Bei beiden Lichtsignalanlagen ist anzustreben, für Links— und für

Rechtsabbieger ~‘etrernatc Schwellen anzulegen. D~,durch kömate ver

hindert werden, ~ss beim Rechtsabbi.egen der gesamte Verk~hr auf

der Dürchgangsstrasso g~sper~t wird,

Die Schweiz, Bundesbahnen haben mit Schreiben vom 10. Dezember 1965



dl~ V 1D0hmlt ~ sich‘~n~~n di~ Einsprache zurückgezogen,

:]Dext Zusicherunden wird hiermit zugestimmt. Damit gilt die Einsprache

als zücgezon. ..

Zur. Eilasprache Nr. 2 (Kreispostdirektion Basel) i~t zu bemerken, dass

beie der Ausarbeitung de~ Planes die Bedürfnisse der PTT weitgehend

berücksichtigt wurden. Durch den Ausbau des Bahnhofplatzes werden

die Ver~ältnjsse für die PTT an sich eher verbessert. Dt~rch die zu

erwartende starke Zunahme des Verkehrs wird sich die Situation

dann allerdings wieder verschlechtern, was sich jedoch bei der un

günstigen La~e. des Postamtes 2 nicht vermeiden lässt, Das Parkieren

auf. der Dornacherstrasse vor dem Postamt kann nicht gestattet werden.

Dage~en steht dem blos~cn Anflalten wahrend verkehrsarnien Zeiten vc(

läu~fig nichts entgegen. Die Zu~- und die Wegfahrt zu de;nMassen—Annahme

schaltern des Postamtes werden durch: den Ausbau nicht aufgehoben.

Die Bedienung der Häuser an den H~uptverkehrsstrassen mit, den Zu—

stellfourgons der PTT wird durch den Ausbau ebenfalls nicht vorun—

moglicht In ubrigen handelt es sch hier um v~rkehrspolizeiliche

Fragen, die mii der Genehmigung des Planes nicht entschieden werden,

Fur die Einsprachc Nr5 (Buchdruckerei Vogt—Schild AG ) gilt ahn—

liqhe,s. Ein.Linksabbiegeverbot bei der Einmündung der Berthastrasse

in die Dornacherstrasse ist nicht vorgesehen, Ein Linksabbiegen

dürfte allerdings bei starkem Verkehr schwierig sein. Die Verwendung

von Handkarren auf der eusgebaut~n Dornachmrstrasse ist nicht vor_(

boten, da es sich weiterhin u~ eine Geiiischtverkehrsstrasse handeil

Auch hier gehm es um vL.rkehrspolizniliche Fragen, die im Plange—

nchrnigungsverfahrcn nicht zu ontsch~iden sind

Die Einsprache Nr7 (Rosa Schaad uDd Rolf Alt~nburger, Grundstuck

Nr. 273.?) richtet sich gegen die Abänderung der östlichen Einmündung

des Röti~uais in die Waffenplatz.stra.sse. Die geplan~e Streckung der

Kurve ist verkchrstechnisch richii~ und deshalb in Plane beizube

halten Sie wird bei1~ ~ ~nwai~tI7en Ausbau ~er Rbtistrassc und

• i~re~ ~söhl~dse allerdiAgs Aoch nicht ausgeführt. Die Einsprache

• ist abzuweisön,

5. Im übrigen gibt der Strassenplan.zu keinen Bemerkungen Anlass,

Er ist mit den genanntenVorbehalten zu genehmigen.
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D~mnach wird

beschlossen:

1, Es wird festgestellt, dass der Strassenplan “Ausbau des Bahnhof—
bisplatzes“, Situation 1:500, gestutzt auf § 11 des Baugesetzes

~ffent1ich aufgelegt worden ist und dagegen 15 Einsprachen er

hoben worden sind.

2. Tjeber die Einsprachen wird wie folgt entschieden:

a) Die Einsprache Nr. 3 ist mit Beschluss Nr. 518 vom 28, Jan, 1966

behandelt worden,

b) Die Einsprache Nr. 1 wird zufolge Rückzuges als erledi2t

abgeschrieben.

c) Auf die Einsprachen N.e, 6, 9, 10, 12 und 14 wird, soweit sie

sich auf Entschädigungsfragen beziehen, nicht eingetreten.

Sie werden als Rechtsverwahrungen für das spätere ]ntschä—

di~ungsvori~ehren vor~~emerkt.

ci) Die Eehand1un?~ der Eins~rachen Nr. 9, 11 und 15 wird

Sistiert (vgl. Ziff,3a),

e) Die Einsprachen Nr. 4 und 8 werden ire Sinne von Ziff. 3b

teilweise autgeheissen,

f) Im uhrigen werden dieEinspraciaen, soweit darauf einzutreten

ist, im Sinne der Erwägungen abgewiesen,

3, Der Auflageplan wird gestützt auf § 11bis des abgeänderten Bau—

gesetzes mit folgenden Vorbehalten genehmigt:

a) Das Gebiet, das von der Hauptbahnhofstrasse, der Niklaus—

Konradstrasse (bis R~tistrasse), der Rötistrasse und der

Dornacherstrasse umschlossen ist, wird von der Genehmigung

vorläufig ausgenommen, Es ist neu zu bearbeiten,

b) Die Arkadenbaulinis auf der Südseite der Gebäude Niklaus—

Konradstrasse Nr. 22—30 wird im Plan gestrichen,

4. Der Plan tritt mit der Publikation des Genehmigun~sbeschlusses

im Amtsblatt in Kraft, Er hat namentlich die in den §~ 16 und

18 des Baugesetzes umschriebenen Rcchtswirkungen.

5, Das Kant, Tiefbauamt wird beauftragt, den bereinigten

genehmigten Plan den interessierten Amtsstellen

des Kantons und der Stadt zuzustellen,
Der Staatsschreiber:



Bau-Departement (4)
Kant. Tiefbauamt (4), mit Akten
Kaht, Sfrass~nbauinspcktor (4)
Jur. Sekretär des Eau~Departementes (2)
Kant, Hochbanamt (2)
Kant. Planungsstelie (2)
Verkehrs—Departement (2)
Einsprecher Einschreiben
Einwohnergerneinde der Stadt Solothurn (2)
Hochhauamt de~ Stadt Soioth.urn (2)
TIefbauamt dc~ Stadt Solothurn (2)
Kreisbauamt 1, Solothurn (2)
Amtsblatt(Publikation foldenden Textes~ ‘1Der Strassonnlan für den Ausb;~u

cleä Bahnhofpiatzes Solothurn wird destützt auf ~ iibis des Baudfo_
setzes denehmigt. TLlDer Vorbehalte orientiert der Genehmigungsbe~
schlus&‘
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SO L 0 T H U R N~ j __

Aus.zua AUS DEM~ PROTOKOLL
DES

REGIERuNGSRATES DES KANTONS SOLOTHuRN
VOM

28. Jaiiuarl966 Nr. 518

A. Das ku—Departement legte, gestützt auf § 11 bis des Ge

setzes über das Bauwesen vom 10. Juni 1906/24. Mai 1964,

den Strassenpian Bahnhofplatz SolotLurn in der Zeit vom.

~~.4ugust bis 2, September 1965 öffer~lich auf, Der Plan

umfasst den Bahnliofplatz.. ~md. die Anschlüsse der Luzern~

strasse, Dornacherstrasse und Rötistrasse sowie die Er~;,

schliessungsstrassenWaffenplatzstrasse, Niklaus~-Konr~d~.

Strasse und Bahnhofstrasse, -

W~rend d~r AuUagefrist erhoben die Einwohnergemeinde der

Stadt Solothurn und 14 Grundeigentümer gegen den P1anBi~n-

spraqhe. Das Bau-Departement führte mit den Einsprechern

Verhandlungen durch, deren Ergebnisse protoko2liertund~~n

Beteiligten schriftlich bekanntgeg~ben wurden,

-In der ~insi~hnwö~e~meindederStadtSo1othurn

werden- versöhiedene Fragen aufgeworfen, die die Gründi~gen

des Planes betreffen, Es rechtfertigt sich deshai~äie~e

Einsprache vorweg zu behandeln und über die and~~~tn

einem späteren Beschluss zu entscheiden,

B. Die Einwohnergemeinde Solothurn stellt in der~ vom

2. S~ptember 1965, die als “vorsorglich“ bezeiöhnet~

folgende ~~e•n;

1. Es seien die verkehrsmassigen und stadtebaulichen In

teressen der Stadt Sol6~hurn erneut ~ii pi‘üfei~i uhd der

vorliegende Plan den neu~n~
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hinsichtlich des für den Bahnhofplatz wichtigen Kon—

taktverkehrs anzupassen und nötigenfalls neu aufzulegen.

2. Es sei der im Gemeinderatsbeschluss vom 21. Juli 1964

enthaltene Vorbehalt der Reservierung des Grundstückes

‘tMühlebau Meyer?t für ein Parkhaus im Verein mit den

~tädtischen Behörden sicherzustellen.

3. Es sei inVerbindung mit den zuständigen Organen der SBB

die Linienfuhrung und Gestaltung der Fusegangerunter—

fiihrung unter dein Bahnhofplatz so festzulegen, dass sie

ihren Hauptfunktior~en~ des Zu- und Wegganges zum Bahnhof

gerecht zuwerden vermoge Bis zur endgultigen Bereinigung

dieser wichtigen Fragen, die gegebenenfalls eine neue

Auflage notig mache, ~e± der heuiage Plan nicht ~u ge

nehmigen.

4. Es sei der Plan auf die im Zeitpunkt aer ~eschlussfassjui~:

durch ~en Gemeinderat (21, Juli 1964) nicht vorliegenden

Plane fu.r die innere Westta~xgente Sud (Dornacherplatz/

Dornacherstrasse) aozus~uimmen und anzupassen und notigen—

falls neu aufzulegen. Unter allen Umstanden musse vor der

Genehmigung des heutigefr~l~he~ inUebereinstimmung mit

der im Endausoau vorgeseJ~c~nen 2. Rhene uber der Dornacher—

strasse def~au einer 2. Ebene auch fur den Bahnhofplatz

vorgesehen und sichergestellt werden

Zur Begrundung verweist did~ Einwohnergemeinde auf eine

Eingabe der Planungskornmis~±ön der Stadt Solothurn vom

24. August1965,

0. Das Bau—Departement fuhrte x~it der Elnwohnergenieinde der

Stadt Solo±hurn zwei Einspracheverhandlungen dux‘ch.Bei der

zweiten Verhandlung, an der auch Prof Rolf Meyer, Zurich,

Experte ~er stadtj~schen. Planungskommission, teilnahm,

wurde ihr das Recht eingeraumt, die mundlichen Ausfuhrungen
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in einem schriftlichen Ber1cht.zusammeflzufassen~ ‘Die Ein-~

wohnergemeinde hat davon Gebrauch gemacht und am 29. November

l96~ eine erganzende Eingabe eingereicht. Darin beantragt sie

die Einholung eines Gutachtens und halt im ubrigen an den

B~g~hren‘, die in der Einsprache formuliert sind, fest. Die

Eingabe enthält eine einlässliche Begründung, auf die in

.“d~n Erwägt~ngei~ zurückzukommen sein wird.

Der Re~‘ierun~srat st~ellt_fest, und zieht in Erwägun~:.

1. § 11 bis Ziff~ ldes Gesetzes über das Bauwesen vom

10. Juni 1906/24. Mai 1964 bestimmt ftber die Auflage und

Genehmigung von Plänen für, Kantonsstrassen folgendes:

t‘Der Kantonregelt die Strassen— und Baulinien und ~ie

Zufahrtsverhältnjsse der Kantonsstrassen durch Stra~sen—

pläne im Sinne von § 9 und § 10.

Das Bau-Departement legt den Strassenplan nach Aahören der

~etöiii~ten Gemeinden während. .30 Tagen in den. ~eme‘inden

öffeiab‘lich auf, Die Auflage ist im ~ntsblatt und i~i‘orts—

üblicher Weise zu publizieren~‘

innerhalb der Auflagefri~t von 50 Tagen kann jedermann,

dez‘ ein Interesse hat, beim Bau—Departement schriftlich

und mit Begründung Eiasprache erheben. Ueber Einsp~achen,

die nicht gütlich erledigt werden können, und über d‘i~‘

Genehmigung des Planes entsäh~idet der Regierungsrat~

Gegen die Beschlüsse des Regierungsrates können die be

teiligten Gemeinden innert 30 Tagen beim Kantonsrat Be

~chwerde führen,‘t

Das Bau—Departement hat das in diesen Bestimmungen vorge—

soJirieb~ne Verfahrsii ein~eha~Iten. Es hat auch die Stellung—

nähme der finwohnei~emeinde der Stadt Solothurn rechtzeitig

eingehQi~ (vgl. ‘unt.ön..‘Ziffer 3).

~:Die Einsprache der in~oh1iergemeinde der Stadt Solothurn ist

“~e~htz.~itig..eingerejdh~ worddn, Es ist deshalb darauf einzutreten.
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2 ~Das Ingenieurburo W & J. Rapp AG, Basel, unterbreitete

±~M~il9~O~em Bau~Departem~nt einerstes generelles

P~ojekt üi~e~‘den Ausbau des BahnI~nfplatzes, Im Jahre 1961

wurden Verkehrserh~büngen durchgeführt, die eine Ueber

äi~beitung des Projektes notwendigmachten, Im Auftrag des

~e~rtementes e~it~iÖke1tG das Ingenieurbüro Rapp das Projekt

weiter und 1iefert~:im März 1964 die “Vorschläge 1964“ ab.

Es fasste ihre wesentlichen Merkmale wie folgt zusammen:

“1. Der Bahnhofverkehr wird vom fliessenden Durchgangsver-~.
kehr abgetrennte

2. Der Ba]ariliofvorplatz ist für den privaten Verkehr aus
allen Richtungen gut erreichbar. Er verfügt über die
nötigen St~ndp1ätze für Taxi~ und Kurzparkierer. Die
Ausfahr~ ~n~ch a1le~i Richtungen liegt auf der Höhe der
Waffenp1atzstrasse~

3. In den verkehrsarmen Nebenstrassen lassen sich ungefähr
100 Parkplätze einrichten,

4. Der Fuss~ängerverkehr wickelt sich, vom Motorfahrzeug—
verkehr nicht gestört, in einer unteren Ebene ab.

:5, Die 14 Anlegeplätze für die Autobusse sind in zwei
Gruppen nördlich und südlich des Platzes ~usamm~ngefasst~

6. Die S~1B erreicht den Bahnhofplatz durch die Rötistrasse
i~ittel1aga. Eie.überq~uert die Strassenlcreuzung und

• ‚.. gelangt zur Endhalteste1le~ Diese befindet sichi~ge—
fäfiran d~St~1i~e der heutigen Station; sie; weist
ein~n genügend ia~gen Mittelpe~ron auf.

.7. De~bahnhoffremde Durchgangsverkehr wickelt sieh:auf der
Tiftzernstrasse, der Rötistr~sse, und de~ Dornacherstrasse
ab ‚die. durch eine T-~örmige Kreuzung miteinande~ ver
bunden sind. Die Niklaus—Konradstrasse wird duröh die
~Rötistrasse unterbrochen,

;5~ Der Verkehrwir.d, zumindest in den Spitzenstunden, durch
flchtsignale geregalt~,

9, Die Platzanlage vermag den Motorfahrzeugverkehr gerade
noch knapp a‘~f~unehmen, der 1970 in den Spitzenstunden
zu erwarten ist, Von den die ganze Innenstadt entlastenden• MassnaI~men (Weite.rfiihrung der N5, mittlere Westtangente,

..~):~Osttangente) wird auch der Bahnhofplatz profiti~ren, sodass
dann auf Jahre hinaus mit einer kleineren Belä~tung ge
rechnet werden kann, •~ff~Unterfiihrungen für defr.Motorfahr
zeugver1~ehr wurde dcshalb verzichtet, Hingegen wurde die
Benutzung eines Teilstuckos der Niklaus~Konradstrasse und
dieDurchs~hneid~ng d~rPa~ze11e 1367 zu einer wesentlichen
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Vergrösserung des eigentlichen Bahnhofvorplatzes mit
spaterer~. Erweiterungsmoliehkei-ten fuhren,

1Q~ De~ .vÖrgesch~agene Ausbau des Eahmhofpl~z~s verursacht
den Abbrubh von zwei Gebäuden an~~ der Waffenplatzstrasse
(.Nr~ 17 und 19) und eines Gäragetraktes auf der Parzelle
1367. Der bauliche Aufwand hält sich in bescheid~nem Rahmen,
~odäss ~s möglich sein sollte, den Bahnhofplatz bis zur In
betriebnahme der Autobahn N1 und des Anschlusstückes der
N5 bis Zuchwil zur Aufnahme des zu erwartenden starken

~

Für die Ausgestaltung des Bahnhofvorplatzes legte das Ingenieur

bU.rQ die drei Varianten A, B und 0 vor, die sich durch die Auf

stellung der Busse vor dem Aufn~hmege~äude des Bahnhof~s, die

Zufahrt zum Eahnhofp1at~ und durch die Fussgängerebene unter

scheiden,

3. Das Bau—Departement unterbreitete die Planvärianten der Ein—

wohnergemeinde Solothurn und den Schweiz, Bundesbahi~en. Beide

• stimmten grundsätzl±ch dem Projekt Rapp, Vari~r~te 0, zu.

• Bei der Beratung. im Gemeinderat standen auch zwei Variar~ten

zur Diskussion, die vom Projekt Rapp wesentlich abwichen und

von. Prof. Rolf Meyer, Planungsexperte der Stadt SolØthurn,

ausgearbeitet worden waren, Diese Vorsch1ä~e hatten vor allem

inder städ isohen Planungskommission starke Beachtung gqfunden.

Der Gemeirdcrat beschloss jeaoch am 21 Jili 1964 m~t 22 gegen

.4 SUmmen folgendes~

“1. Für den Umbau des Bahnhofplatzes wird..grundsätzlich dem

Projekt des Ingenieurbüro.s W~ und J. Rapp AG, Basel,

Variante 0. zugestimmt~

2.Da im Gebiet Hauptbahnhof/Schänzliareal in absehbarer

Zeit weitere Parkplätz~ notwendig sind, muss au~ dem

Areal der Meyer & Oc., Maschin~nfabrj~ und hl~ba~,

ein leistungsfähiges Parkhaus erstellt werdän, Dieses

Grundstück mus~ deshalb für, diesen Zweck re~e‘rviert werden

und ist in den ~om ‚Staate aufzulegendsLl Be.bnuungsplan auf—
• ‘.~: zunehmen, worum in aller ~orrn ersucht wird~~.•
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3~ Die Ausarbei.~tu.~g der Detailplän~, insbesondere derjenigen

der Fussg~nger-UnterfLi.hrungen und der eigentlichen Gestal

tung des Bahnhofplatzes, hat in Zusammenarbeit mit den

LS:JI~ri~en StadtingenieürM. Roetheli und Stadtbaumeister

Oh Peter zu erfolgen.“

Der ~egierungsrat nahm mit Beschluss Nr. 4407 vom 15. September

1964 von dieser Stellungnahme Kenntnis und beschloss, den

Ausbau d~s Bahnliofplätzes nach dem generellen Projekt Rapp,

Variante .0, weiter projektieren zu lassen und damit das

IngenieurbUro Emch & Berger in Solothurn zu beauftragen. Die

von~ diesem Büro~erstellte Situation 1 : 500 vom 18, Juni 1965

~iirde vom Bau—Departement am 27, Juli 1965 als Auflageplan

.feetgestellt.und..dem eingangs erwähnten Auflage- und Ein—

spracheverfahren unterworfe~, Auf eine nochmalige Einholung

einer offiziellen Vernehmiassung der Einwohnergeacinde war

im Einvernehmen mit dem Ammannamt der Stadt verzichtet worden,

da der Auflageplan gegenüber der vom Ge~einderat gutgeheissenen

Variante 0 des Projektes Rapp. nur unwesentliche Abweichungen

aufweist,, .. . .

.4. Die Einwohnergemeinde begründet~in der Ergänzungseingabe vom

29. November l9&~ die Tatsache, dass sie trotz der seiner—

zeitigen Zustimmung des Gemeinderates zur Variante 0 des

Proje~ctes Rapp Ei~nsprache erhoben hat, damit~. dass der a~f—

gelegte Bebauungsplan teilweise nicht mehr aer Vai~iante 0

entspreche; teilweise trage er den Vorbehalten des~ Gemeinde

rates nicht Rechnung und schliesslich seien seither teilweise

neue Verhältnisse eingetreten, Es ist zu prüfen, ob diese

Einwände b~gründet sind,

Die Abweichung von der. Variante Q erblickt die Einwohnerge—

meinde darin, dass der Bebauungsplan vor dem B~hnIaof keine

Vorfahrt mehr vorsehe, wodurch in diesem wese~tlibhen Punkt

die Situation für den Kontaktverkehr verschlechtert werde,
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Dazu ist zu ~ie Vorfabrt• ~eite~‘ vorhanden ist~

~Der Unterschied besteht nur darin, dass die-Wagen nach der

Variante 0 langs und nach dem Bebauungsplan quer zum ~rottoir

vor dem Aufnabmegebaude dos Bahnhofes anhalten Die Querstellung

hat den Vorteil, dass fast dreimal so viele Wagen Platz haben~

Im übrigen handelt es sich hier um. eine Frag~, die im Be

bauungsplan nicht verbindlich, sondern nur im Sinne einer

•Richtli~e geregelt wird0 ~lte die Einwohfier~erneinde

triftige Gründe für die L~ngsstellung haben~ würde sich der

Kanton nicht widersdtz~.

‘Äls Vorbehalte des Gemeinderates, denen der Bebauungsplan

‘nicht Rechnung trage~. wird in der Ergänzungseingabe der

Einwohnergemeinde zunächst das Ersuchen des Gemeinderates

in Zjff, 2 des zitierten Be~chlusses vom 21, Juli 1964 an

gegeben, es sei das G~undstüek ~eyer & 0o~,.Maschinenfabrik

und Mühlehau, für ein leistungsfähiges Parkhaus zu reservie

ren und “in den vorn ~ta~t aufzulegenden Eebauungs~lan aufzu—

“~nehmen“, ~n:d~ ErgänzungseiÄgabe wird dazu folgendes a~sge—

~‘~~führt: “Der n~n aufgelegte EJan erfUllt~ diese Bedin~ng nicht,

~•~Das ist rechtlich auch nicht rn~glich. Aus zwingenden prakti

schen GrUnden muss aber unser Vorbehalt durch Reservierung

dieses Grundstückes als Parkraum t~nt‘zdem erfüllt werden..“

Die von der Einwohnergemeinde. anerkannte rechtliche U~öglich—

keit,~im Strassenplan das Grundstück Mühlebau Meyer. ±~ür.ein

Parkha~is zu reservieren, beruht darauf, dass der Kanton ge

stützt auf § 11 bis Ziff, 1 des abgeänderten Bauges.etzes nur

die‘ S±rassen— und Eaiilinien und die Zufahrtsverhältnjsse der

Kantoii~trassen regeln kann0 Die Reservierung eines Grund—

-stückes~ür ein Parkhau~ ginge eindeutig über diese Zuständig—

keit~hi~iauh0 ‘Wenn der kanton etwas, das rechtlich nicht mög—

li~h:ist,~icht tut, kann ihm sicher kein Vorwurf gemacht

‘werd~n0 •Nehmn‘Ji~sem . ~eehtiichen J~inwand. JDest.eht aber auch

iii tntsächliche~ Hinsicht Leine zwingende Notwendigkeit,
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‘das genannte‘ Grundstück für ein Parkhaus zu reservieren.

‘~qie weiter ~inte~i ausgeflihrt ‘wird, bestehen für di~ Parkierung

‘‘zahlreiche andere Möglichkeiten. Auch, in städtebaulicher

‘Hinsicht würde ein ~arkhaus an diesem Ort kaum befriedigen.

~ wird Sache der Einwohnerg~meinde sein, hier die richtige

Lösung zu‘find~n~

Aus der Ergänzungseingabe der Einwohnergemeinde k~ite ge

schlossen werden, der Staat habe auch. den zweiten.Vorbehalt

des Gemeinderates, nämlich die Ausarbeitung. der Detailpläne

über die Fussgängerunterfiihrung und die Gestaltung des Bahnhof—

Platzes; in‘ ‘Zusammenarbeit mit den Herren Stadtingenieur

R~th~eli und Stadtbaumeister Peter, nicht eingehalten. Dem

ist jedoch keineswegs so. Die Zusammenarbeit hat ‚bereits

sehr gut funktioniert und i~t selbstverständlich auch für

die Detai]jiIäne vo~~gesehen. Der Staat ist an der intensiven

Mitarbeit‘der Stadt interessiert, umsomehr als es sich zu

einem grossen Teil um vorwiegend städtische und nicht kantonale

Fragen handelt. Auch hut den Bundesbahnen wurden cie nötigen

kontakte hei~gestellt, Ihre Vertreter haben darauf, hingewiesen,

dabs wegen an~brer dringlicher Vorhaben die Projektiemungsarbeiten

für die Neugestaltung des ~fnahmegebäudes des Haupthahn—

hofes Solothumn in nächster Zeit hmujji aufgenommen werden

könnten. Sie seien jedoch mit der vorgesehenen Anlage, der

Fussgängerunterführung einverstanden und würden bei der

späteren Bröjektierung eines neuen Aufnahmegebäudes. ~.arauf

Rüäksicht nehmen, was ohhue jeden Nachteil möglich sei.

Die Einwohnergemeiide b~zeichnet in ihrer Eingabe als

“neue Verhältnisse,“, ‚die seit der Stellungnahme des Ge—

‚meinderates eingetreten seien und sie zur Erhebung einer

Einsprache veranlasst hätten, den Standort der neuen“Haupt—

post Solothurn, die Verlegung des Betriebes der Firma Mühlebau

Meyer, das Bauprogramm für den Nati‘onalstrass~nanschluss
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Zuchwil und das Projekt Paop für den Ausbau der inneren

We~tt~~te~ ~s is~ zu untersuchen, ob hier tatsäohlich

Aenderungen eingetreten sind, die fur den aufgelegten Strassen-~

plan von wesentlicher Bedeutung sind

a);De.~r5tandort der neuen Hauptpost könnte für den vor—

.1i~gende.n Plan von Bedeutung sein, wenn er auf dem Bahn

~~.b.p~platz vorgesehen würde, wie das ~bei den Vorsbhlägen

:~Oii~Arch. R. Meyer d~rFall ist, Diese Frage.ist‘ein—

gehend geprüft worden, An einer Besprechung zwischen

•V~e.~t ~tern der SEE und der ETT vom 27. Mai 1965 wurde über

einstimmend festgestel1t~ ‘1Bahn~~ und postseits ist man sich

darüber einig, dass das Projekt Meyer —. Peter — Euser(~uer—

stehendes Postbetriebsgebaude unmittelbar ostlich des Bahnhofes)

aü~ post- und bahnbetrichiichen, aber auch aus baulichen und

v~rkehrstechnischen Gründen nicht mehr weiter verfolgt werden

sbllte.“ Als neuer Standort steht zur Zeit denn auch das Areal

der früheren Malzfabrik sü~lich des :Bahflhofes im Vordergrund.

~us der Eingabe der Einwohnergemeinde müsste übrigens ge

schlossen werden, der Staat habe zuzuwarten, bis die SEE und

die PTT endgültige Besch1ü~e gefasst hätten, und dann die

Projekte für die Durchgan~sstrassen nach diesen Beschlüssen

zu richten, Eine solche Unterordnung der Interessen des Staates

kann jedoch nicht akzeptiert werden und wird von den SEE und

der PTT auch gar nicht verlangt. Die SEE haben, wie bereits

erwähnt, der Variante 0 des Projektes Rapp zugestimmt u~d sich

bereit erklärt, sich bei der Gestaltung des neuen Aufnahmege—

~bäudes danach zu richten. Auch zwischen den Organen der PTT

~d des Kantons bestehen die nötigen Kontakte, und die PTT

ist sich im klaren, dass sie beim fleuen Postbetriebsgebäude

auch die verkehrstechnischen Belange beachten muss.

b) Die Verlegung des Betriebes der Firma Meyer, Maschinenfabrik

ii, ~ühlebau AG, ist nach der Eingabe der Ei~1w.ohnergemeinde
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~sof~ri~ vo~i B~deuturi~ als der Eingriff in ihr Gr~ndstück,

.iFd~ be~ml‘~oje1~t ~onÄi~hitekt Rolf Mey~ nötig ist, nach der

:~4~ Eetrieb~erl-egui~~weniger hart erscheine. Dazu ±st zu bemerken,

dass sich die VE~r1egung nur auf die Fabrikation, nicht aber auch

au~ dieBU.ros. bezieht~ Zudem können die ehemaligen Fabrikations—

räUJne;~zu andern Zwecken vermietetwerden, Es ist deshalb wenig

:~W5~hrschBinlich, pass die Verlegung eine wesentliche Reduktion

de~ für den Erwerb der Liegenschaft ~u leistend~n Entschädigung

zu~Folg~ hö~tte..:Auf e:ine Anfrage des Eau-D~a~tementes hat die

-~ Firma Meyer erklärt, ~ass sie geg~nwärtig niöht beabsichtige,
ihre Lie~nschaf~t zu veräusser±i, ~

~ In -d~rEingab~ ~ E~nwohnergemeinde ~ird weiter ausgeführt,

das~i~n~Zeitpunk~ d~s Entscheids des Gemeinderates die

Meinung hesta~ad~n habe‘~ der Ausbau des Bahnhofplatzes sei

zeitlich absolut dringlich, da er zur Aufnahme des Ver—

kehrsabflusses ab dem 1967 fertiggestellten Nationalstrassen—

anschluss Zudhwil zur Verfügung stehen müsse, Man sei daher

der Auffassung gewesen, man müsse sich mit dem vorliegenden

Projekt aus rein zeitlichen Gründen abfinden, auch wenn Ver—

besserungswünschean sich angebracht wären. Seither habe sich

ergeL-m, dass dieser Ansci~~,luss erst 1970/71 fertiggestellt

sein werde0

Die: beratende Kommission des Eidg0 Departe~iientes des Innern

hat den Eauhegin~ fiir ~di~ Strecke I~uterhmch -~ Anschluss Zuchwil

der Nationaistrasse N5 auf 1969 festgesetzt. Dazu wird in

~inem Schreiben des Präsidei~iten dies~r Kommission präzisiert,

dass unter Eaubegin~ d~s Einsetzen der Zahlungen im grossen

Ausmass zu verstehen sei und ~s somit praktisch bei der

früheren Regelung b1e~be, wonach im Jahre 1968 mit den Vor

arbeiten begonne~~ei~eii k6nne, Nach dieser Auskunft ist damit

zu rechnen, dass‘ r‘Ansöhlus~ Zuchwil im Verlaufe des Jahres

1970~kann, ~rorauf dann ein grosser

zusätzlicher Verkehr über den Babnhofplatz Solothurn rollen
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:L~:J~:,wJJrd.k Di~ reine Bauzeit für den Au;~b~u~des:Bahnhofplatzes wird

~:vom J~antonalen~Tjefbauamt auf 3 bis 4 Jahre berech~t. wo-

- b~i~- vor allem für‘ den Bau der unte~irdisohen Pussg~ngerebene

::‚v~iel. Zeit beansprucht wird. Dazu korn~n noch der i~anderwerb

und ander~ :.Vorbereitungsarbeiter~, Mit den Arbeiten ~ollte

de.~halb rn~glichst rasch begonnen werden, wenn dem Aushau.

im Jahre 1970 beendet sein soll, Die zeitliche Dringlichkeit

besteht somit nach wie vor Uebrigens bestand bei. den Organen

des Staates nie die heinnng, d~s gewählte Projekt befriedige

a~ sich nicht, müsse jedoch wegen der zeitlichen Dringlichkeit

trotzdem verwirklicht werden~

~-.d)-.Eine wesentliche ~ei~deruhg erblickt die Einwbhne~gemeinde

schliesslich darin, dass in der Zwischenz~it ei~ Proj~kt

Rapp für den Ausbau der inneren Westtangentb(Db~nächerstrasse)

~hgeliefert worden sei, Darin söi für den Endaiisbau ~±ne

..2~ Ebene-in der Dornacherstrasse vorgesehen, welche Richtung

• ~ahahofplatz fortgesetzt werden müsste. Bevor die I1ög~Lichkeit

der Fortsetzung dieser 2.~ Beene abgo~tärt woi~den- sei, dürfe

kein Präjudiz durch die Irikraftsetzung- des heute vorliegenden

Eebauungsplanes geschaffen werden,

Eine ~weite obere Ebcno (J~h, die Schaffung einer neuen

Fahr~~in über der ~isherig~n) ist bei beiden Varianten ohne

weiteres möglich, ~nd zwar beim Projekt Raop (Aufl~ge~l~n)

-flü~siger und zweckmässiger als beim Vorschlag Meyer~ Tn—

dessen ist eine zweite Ebene durch Errichten ein~r Hoch—~

•strasse im Gebiet des Bahnhofplatzes aus stüdtehauljbhen und

• verkehrstech~jschen Gründen gar nicht er~ünscht. L‘ne Problem

— • muss verkehrstechnisch durch die Anlage von Tangentenstt~aszen

-gelöst werden~ Wenn es gelingt, durch Tangentenstrassen allen

•~‘:c.ityfremdent~ Verkehr abzuleiten, ist das von einem inneren

--R.ingeingeschjossene tb0ity~ebiet?r viel zu klein, als dass zu--

s~t-zlich 1-lochetrassen notwendig wären,



12 —

Zusammenfassend ist..~fest~u~teilen, dass ~it~ der positiven

Stellungnahme ~des Gombinderates zum Projekt Rapp keine wesent—

liehen Aendernkgbn eingetreten sind. Das •Bau—Departe

merft hat deshalb zu Recht.~ auf die Einholung einer neuen

Stellungnahme der Einwohnergemeinde ve~ichtet.

5. Di~ Einwohnergemeinde beantragt in der ergänzenden Eingabe

~7 ~9. November 1965, ~or dem Entscheid des Regierungsrates

ein i~aabhängiges Gutachten über die Frage einzuholen, ob der

Vb~schIa~ Meye~ oder der vorliegbnde Bebauungsplan rein sach—

1~ch unter~lIen zu berücksichti~enden Verkehrskriterien

vorzuziehen seien. Eine Ve~‘zbgerung des Verfahrens werde

dadurch nicht eintreten, da alle fü~ die Beurteilung der Gut—

achterfrage i~otwendigen. Unterlagen v orlägen und ein sach—

ki~adiger Gutachter daher in kürzester Zeit seine Meinung

bilden kbnne,. Für die Einholung eines Gutachtens spreche

auch und vorab folgende rechtliche Ueber1egung~ D~r vor

li•egend~ Bebauungsplan sei im Auftrag des Bau—Departementes

ausgearbeitet worden, Antragstellendes Departement für den

Entscheid des Regieru.ngsrates über die E~hsp~ache und den

Bebauungsplan sei wiederum das Bäu—Depärtement, Essei

rechtsstaatlich notwendig, dass eine andere Instanz als

das am angefochteuen Entscheid masc~bend beteiligte De~

partement bei der Antragstellung mitwirke,

Es wurde bereits unter Ziff, 4 lit, b dargelegt; dass die

Genehmigung des Planes dringlich ist, ~enn der Bahnhofplatz

auf den Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Nationalstr~s~en—

anschlusses Zuchwil ausgebaut sein. soll, Die Einholung eines

Gutachtens würde eine starke zeitliche Verzbgerung bewirken,

Schon die Wahl eines Experten, der vo~1 allen Beteiligten an

erkannt würde, dürfte‘nicht e~infach seili, Besonders schwierige

Verhandlungen wären bei der Aufstellung der Expertenfragen

und der Festlegung.der‘für die Beurteilu~ag massgebenden

Kriterien zu erwarten, Wie weit wären z.B. die finanziellen
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• •~. A swi~k~mg~n zu berücksicht~gen? Muss ;die 2, Ebene~sicherge~

~~te11t.werden? Sind defir~±ive Beschlü~se der SEE ü~d der PTT

~abzuwarten? Ist f,:ür den Kontaktv~erkeh~ zun Bahnhof das ~üdlich

~1e5 .Bahnhofee 1~±egende Gelände mitz~berücksichtigen?

Ist beim Projekt Rapp die vorn kantonalen Hochbauarnt ausge

arbeitete städtebauliche Lösung, auf die noch näher einzu

gehen ist (vgl. uflten Ziff0 7), einzubeziehen? Diese und

zahlreiche wei~tere 1~agen müssten im Einvernehmen zwischen

Kanton und Einwohnergemeinde beantwortet seiii, bevor der

Experte die Arbeit aufnehmen könnte, Die Ausarbeitung des

Gutachtens selber würde ohne Zweifel längere Zeit bean

spruchen, da nur eine gründliche und einlässlich belegte

Untersuchung überhaupt von Nutzen wäre. Weitere Zeit könnte

nachher hei der Diskussion ü~r das Gutachten und d~r ~.tellung

• und Behandlung allfälliger Ergänzungsfragen verloi~enige1i~n.

Schliesslich ist zu beachten, dass in der Ergänzungsei~rigabe

der Stadt nicht nur die Einholung eines Gutachtens verlangt,

sondern zu~ern die Auffassung vertreten wird, der~dur~h das

Bau—Depart~ment aufgelegte Bebauungsplan dürfe durch den

Regierungsrat nur genehmigt werden, wenn folgende Bed~ingung~n

erfüllt seien~

a)Reserviemung des Are~1s MUhlebauMeyer als P~rkra~

.~(Seite 2 der Eingabe); •. .•

b) ~~enügendett (d~h. offenbar tIdefin~itive~) Abklärung des

•Standortes des Postgebäu~s (Seite ~);

b) definitive Entschlüsse der SEE über die Neugestaltun~
des Aufnahmegebäudes des Hauptbahnhofes Solothurn (Seite 3);

d) Abklärung der Frage 4ner zweiten Ebene für die Dornacher—

strasse und den Bahnhofplatz (Seite 4).

Würde das in der Eingabeverlang-be Gutachten eingeholt ur~.d

fur den aufgelegten Plan positiv ausfallen, so konnte dieser



~.aiso, ~ioch.l~nge nicht. genehrnigt‘:we~rden, da votaussiehtlich weder

die PT~ naoh aie SBB~ noch die :~tädtische: P1an~ngskomrnission

~ erwähnten Probleme .~innert‘ kurzer Fri~t verbindlich ui~d

definitiv abklären könnteh und auch der Staat die For~derung,

es sei das Areal Mühlebau Meyer als Parkraum zu reservieren,

rach~ erfüllen kann.

Würde der Eingabe der Stadt Folge g~leistet, so en~bstünde~

~Verzögerungen von mehreren Jahren. Die Verantwortung dafür

kai~in vom Regierungerat-nicht übernommen werden. Die Ein

holung eines ‘Gutachtens ist ‘auch deshalb abzulehnen, ~e±l

beraits ‘gründliche TJnter~üchungen durchgeführt worden ‘sind

und die Vorzüge des Projektes Rapp gegenüber dem Vorschlag

~eyer eindeutig ~sind (~gl. unten Ziff.. 6 t~nd 7).~

Auch die ~‘rechtsstaatlichen“ Argumente, welche die Einwohner—

~gemeinde fü~‘ die‘Einholi~g eines Gu~achtens anführt, iiJ~er-~

•zeugen‘i~cht. ~s i~t nicht einzuseh~n, weshalb der Regierungs—

rat nicht in ~er iiage sein sollte, sich über die Vor— und

Nachteile der verschiedenen Varianten s~lber ein Bild zu

machen,“Im üb~i‘~n könnte mit dergleichen Argumentation

verlangt‘werden‘, dass der Regierungsrat auch bei jeder andern

Einsprache, die einen durch dac Bau—Departement aufgelegten

Plan betrifft, ein-~utachten einhoit.~-Aehnlich würde es, sich

verhalten, wenn eine Gemeinde einen Plän auflegt und‘diö E±n

sprachen durch ihre Organe behandeln lässt. Schliesslich ist

zu bedenken, dass d~r Gemeinderat nach §11 ‚bis Ziff. 1 Abs. 4

des Baugesetzes gegen den Entscheid des Regieru.ngsrates über

den vorliegenden Bebauungsplan innert ~O Ta~en beim~ Kantons—

rat Beschwerde führen kann. Es besteht somit eine von der

Verwaltung unabhangige Instanz, die im“Beschwerdefajj zu

entscheiden hat.

6. Das Projek~~ey~, das in der ergänze~d~ Eingabe der Stadt

‘in den Vörd~rg~und‘ ~estellt wird,‘ unte~cheidet sich vom Auf-



Iagepra~J~kt~iri der Haup~ache dadui~ch, ‘da~s die ~u~c1~gan~strasse

von Zuchwil ~hei~ zum Hauptbahnhof nich~‘ger tI±i~ig~ sd~ern

in ~eInem B6g~n durch das von RollJAreaI~ d~ Niklau~Kön~ad—

~ti~asse und die R~iti~trasse geführt ~rd~~

nordöstlich des Aufnahmegebäudes des Hauptbahn1aof~ ein

~o~piatz, derfastdoppelt so gross ist~äls beimäufgelegten

Projekt.

In der ergänzenden Eingabe wird dargelegt, dass bei einem

Bahrihofplatz die ~inktion Kofrbaktverkehr (ba1~nho~gebundener

Verkehr) den Vorrang vor der Funktion Durchgangsv~rkehr habe.

Es wird auf die Schrift “Gesichtspunkte zur Gestaltung von

Bahnhofvorplätzen “.(K~ln a. RIa,/Frankfurt a,M, 1961, heraus

gegeben von der Deutschen Bundesbahn und dem Verband ~ffei~t

li~her Verkehrsbetriebe)‘! verwiesen. Darin wird ~u,a. ausge

führt, die Hauptaufgabe (lee Bahnhofvorplatzes:. sei es,• den

Verkehr zwischen Eisenbahn und Strasse zu vermitteln. D~ der

Durchgangsverkehr den Bahnhofvorplatz in unverwunschter Weise

belaste und die Abwicklung des Bahnhofzielverkehrs ~ sei

er nach Mbglichkeit vom Vor~1atz. fernzuhalten, Der Abstand

einer Strasse vom Empfan~sgbbäude müsse~ so gross sein, dass

genÜgend Fläche für dih Aniag~ des Eahnhofvorplatzes~ vor dem

~mpfa~gsgebäude zur Verfü~ing stehe, En der Schrift wird

dieser Abstand mit mindestens 25 bis 30 m angegeben,

In der ~ergänzenden Eingabe der Stadt wird sodann auf ~ie..

Planungen für die Städ~e St. Gallen und Baden verwiesen,

wo der Bahhnofpla1~z vorn durchgehenden Verkehr radikal ent

lastet werde, Beim Bahnhofplatz Solothurn müsse davon ausge—

gaii~en werden, dass die Region, welche heute 68‘OOO Einwohner

zähle, •im Zeitraum 2020 bis 2060 l60‘OOO Einwohner zählen

werde. Der bahngebundene Vex~kehr werd~ in Zukunft mehr zu—

nehmen als.der durchgehende Verkehr, Diesen Entwicklungbn

müsse die Planung des Bahnhofp1~tze~ Rechi~ung~tragen.in‘
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Tsioht~ müsse~u~ auf~e~egten Projekt ~estgeste11t werden:

a) dass es schon heute keine Vorfahrt aufweise,

~ schon heut~ e~e für den Kont~Werkehr viel zu
geringe Zahl von Parkplatzen fur Kurzparkierer (30) auf

weise

c) dass es~ den Durchgai~gsverkehr zu nahe am AufnaJ~me~bäude

SBB vorbeiführe;

d) dass es für die in Zukunf~; mit Sicherheit zunehmende Zahl

der ~ffentlichmn Verkehrsmittel (Bus, Postauto). keine

Rese~ve aufweise,

Zu diesen Einwänden ist folgendes: ~u bemerkeni

(
.DieFrage der Vorfahrt ist bereits unter Ziff, 4 behandelt

worden. Der Regierungsrat is~ bereit~ berechtigten Wünschen

der Stadt Rechnung zu tragen.

~u b)

Da die Durchgangsstrasse durch Personenunterfuhrungen durch

quert wird, ist es nicht n~ti~, sämtliche Parkplätze für

Kurzparkierer ~uf den Bahnho~vorplatz anzulegen, sondern es

kannen auch die Parkplätze in der Umgebung einbezogen.w.erden.

Auf Mbglichkeiten zur Schaffung weiteren Parkraumes, .die beim

aufgelegten Projekt bestehen, wird noch hingewiesen werden~

zuc)

Beim aufgelegten Plan ist die Durchgangsstra~se vom Aufnahme-

gebäude etwas mehr als 25 m entf~rnt, I~i~e in d~r erwähnten

deutschen Abhandlung aufgestellte Bedingung, der Abstand hab•e

mindestens 25 bis 30 m zu betrage~a, wird somit gerade noch er

füllt. Beim Projekt Meyer misst der Abstand rund 85 rn.

Werden jedoch die .vorgesehehm Gebäudezeile und. die Station

der SNB ausserBetracht gelassen, reduziert er sich aü~

45 m, Es. ist wiederum zu beach~ten, dass der Kontaktve~‘kehr

dank der Erstellung von Personenunterführungen nicht auf
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den eigentlichen Bahnhofvo~p1atz be.sch~-&nk~ i~t~;c~rn

•.~si.ch zu:..eiii~mwe:sGntl~chen Teil in de~ nö~~ U~ebi~g ab

.:.wi.~±el~i i~-ui* •;:“... .

~e~‘ Pla~tz, der für die ~~stellung öffentliche~ verkehrsmittel

(Bus; Pb‘~tat~to) zu~ Verf~i~ing steht, is~ beim P~roj~kt Meyer nicht

• g~öss~S~‘ ~ beim aufgeleg1~en Plan. Dass bei d±e‘~em keine Reserven

• vorhand~‘ seien, trifft nicht zu. Zudem könn~n die~~ Fahrpläne

so ausg~staltet we~d.en, dass die Anhaltestellen nobh bedeutend

• besser ausgenützt werden.

Beim Projekt Meyer ist auf dem Bahnhofvorplatz das Postbe—

triebsgebäude vorgesehen, Dieses zöge ohne Zweifel einen,

grossen, zusätzlichen Verkehr an, der den Bah~ofvorp1atz

beanspruchte. Das grösse~ Platzangebot beim Projekt Meyer

~ür~ie dadurch weitgehend illusorisch.

Auffallend ist, dass in der ergänzenden ~ingabe der Stadt

kein Wort von der Erstellung eines Ba~inhofvorplatzes ~uf der

Sudseite des Bahnhofes gesagt wird. Auf der Sudseite befin,den

sich noch grössere unüberbaute ~rundstücke., die .fü~ den Kontakt—

verkehr zum und vom Bahnhof verwendet werden könnten. Aus ~piner

Aufstellung des kantonalen Tiefbauamte.s geht hervor, dass die

Einwohn€r, der eng~re~~ weiteren Region Solothurn mit dem

privaten Motorfahrzeug und Kontak.tverkehr. zum Bahnhof Sölothurn

wie ~o1gt auf der Nö~rd— oder Südseite des Eahnhofes su~hen:

~p~seite . ~~ite
1960 2040/60 1960 2040/60

18‘4l4 52‘480 lO~600. 25‘700
engere Region (nur auf SolotI-~urn
angewiesen)

weitere Region (Ortschaften,
‘denen weitere BahnstationerL zur

Verfü~ung stehbi~.)
• • . • Total

20? 9 6S

39‘382 981250 27‘522 61‘750
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Aus di~s~er. Au!st~llung;.geht-heryor, dass ungefähr 2/5 des Kontakt—

ve~kehrnatü~ljchex~wejse auf di~ Südseit~e entfallen würde, Dieser

Anteil liesse sich sogar noch vergrössern. So ist beispielsweise

die Gemeinde Bellach, für die im Jahre 2040/60 mit l2t885 Ein—

w.ohnezn gerechnet .wird, in der Aufstellung ganz auf der Nordseite

-~.eingesetzt, trotzdem nach der Erstellung der mittleren West—

tangente der Verkehr von Bellach nach dem Hauptbahnhof zur Haupt

sac~e über die Kreuzung -Dreibeinskreuz und die Bürenstrasse gehen

wird, so dass der Anschluss an die Bahnhofsüdseite ohne weiteres

möglich wäre, Auch bei der Gemeinde Derendingen ist weitaus der

grösste Teil für die Bahnhofnordseite gerechnet, trotzdem auch

hier an die Südseite angeschlossen werden könnte. Die städtische

Planungskommission, welche die Sicherung des Kontaktverkehrs mit

dem Bahnhof i~nit Recht als sehr wichtiges Anliegen erachtet, sollte

demnach auch der Eahnhofsüdseite unbedingt die nötige Be3chtung

schenken,

Von wesentlicher Bedeutung ist auch der Unterschied in den Kosten

der beiden Projekte. Nach einer Aufstellung des kantonalen Tief—

bauamtes, die mit einer Berechnung des städtischen Tiefbauamtes

im wesentlichen übereinstimmt, betragen die Gesamtkosten bei den

beiden~ Projekten

Auflageprojekt Projekt-Meyer

• a). bei günstigen Land- -und Ge- -. - - • -

- bäudepreisen - - - -. - 4‘750‘000 lO‘lOO‘OOO

b)-bei realistisoi‘ien]laii.d— und

Gebäudepreisen - 5‘200‘000 - llt.750t000

Die Kösten desProjektes Meyer betragen also bei günstigen

Landerwerbspreisen Fr. 5~350t000 mehr als beim aufgelegten Projekt.

Bei Landprei,sen, die nach der Praxis der Schätzungskommiss±on

e~qa~~Cw~rden mü~ e~höhen sich die Mehrkosten auf

Fr. 6‘559‘000,——, Indi~sem Betrag ist die Unterführung Schänzli—



—

~von Affan~iö~i~ ist und Mehr

:~:ikoste~~n l,.34~i~ Fran1~fi verurs~~t~ inh~g±‘~f~e~ D~m Staat

:.~ ~.f~eh2enc~jet~t ü~d~äter die Mittel, MehrkÖ~t~n~~ ~u~d 6,5 Mio,
~d~n im Projekt Meyer vorgeschl ~n~iAi~bau mitzu

~x~ager5,

Die Uebernahme ‘eines so~Ldhen Mehrbetrages kör~nte überhaupt nur

in Frage kommen, wenn das Projekt Meyer wesentliche Vorteile

aufwiese~. Das ist jedoch weder in ~erkehrstechnische~ n6ch

in städtebaulicher Hinsicht der Fall, Die verkehrstebhn~sche

Seite ist bereits behandelt worden, während aufdie stäc~tebau—

hohen Belange unter Ziff, 7 eingegangen wird,

Auch aus ~e~hthichen Ueberlegungen muss das Projekt Meyer

abgelehnt werden. Mit beide±i Pröjekten ‘sind wesentliohe Ein—

griffe in das private ~igontui~ nötig, beim Projekt Meyer jedoch

bedeutend umfangr~chere als beim Auflageprojekt. Bei jenem

werden 8‘47l und bei diesem 4‘l02 m2 I,and beansprucht. seim

Projekt Meyer müssen 7 Häuser und~28 Garagen, ‘1~eim Auflage-

projekt jedoch nur 2 Häus~ ü~id 7‘ G-ar~gen abgebrochen werden,

~ der ~enehmigung des Bebauungsp‘lanes~jrdf~~ diöirxf~lan

-~e.nthal-~enen Strassendas Entei~nun~sreöht ert~i1t. ~ fst ein

u~b~strittener Grund~atz des~di~

• . Enteignu.ng~nur so weit‘ gewährt we~‘d~idai~f, ~ dies zü~

Erfüllung öffentliche ‘Zwecke nötig ist. ~enn nür~ ~e~d~k

einen Projekt die Beanspruchung privater Rechte ~hr a]~

doppelt so gross ist als beim andern, könnten die Plange—

nei~igung und damit die Erteilung des Enteignungsrechtes

für das erste Projekt nur in Frage kommen, wenn es gegenüber

d~m zweiten auf andern Gebieten wesentliche Vorteile auf—

-wiese, Dies ist jedoch heim Projekt Meyer nicht der Fall.

7. Zu den städtebaulicheiar3elangen wird in der ergänzenden Eingabe

der Stadt ausgefulart, dass jeder Bahnhofplatz ein städtebau—
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.:iiches~ Z~ntr~.s~i~. De~heüt±ge Bahnhöf~latz Soiothmrn ha1~

~durbh. B rnpfl~i~un~e~i und durch dcii östlich~-‘que±ge~teilben

JHäus~rbloek eine :Platzwirkung. Der ~ro~ktier~b~ B~hmUün~splan

beseitige~ Baumpfl~nzunge~ und reisse dei~ Platz~ n~bii. Osten auf,

womit eine vorhandene städtebauliche Wirkung und Funktion des

bisherigen Bahnhofplatzes zerstört werde. .

Das .Planüngsrecht des Kantons nach § 11 bisde~ Ba~esetzes

bezieht: sich nur auf die Strassen— und Baulinien und die Zu—

fahrtsve‘rhältnisse der Kantonsstrassen. Der Kantön kann somit

städtebauliche und aröhitektonische Fx~agen nicht~d~irekt regeiii.

Das will aber nicht heissen,d~ss in einem Stras~enplan f~Kan

tonsstrassen nicht auch die städtebaulichen Aspekte angemessen

zu beachten wären. Der Plan muss nicht nur die verkehrstechnischen

Belange befriedigend lösen, sondern muse nach Möglichkeit auch

auf d~e städtebaulichen Belange Rücksicht nehmen. ~s isb• deshalb

• eingehen~ zu prüfefl, ob die. Auffassung der städtische~ Planungs—

ko~~ssion, der aufgelegte Pl~ trage,diesen Belangen nicht ge

nügend Rechnung, begründet ist,, . .•

Die städtische Planungskommission hat o±fehsichtlich nicht ein

gehend geprüft, wie die städtebaulichen.Fragen hmim~ufgelegten

Strassenplan gelöst werden können. Im Auftrag dösB~ü—D~partementes

hat deshalb das kantonaleHo~hbauamt Studien ~ausgehrbeitet, aus

denen hervorgeht, dass~si~h die städtebaulichen Pr~bleh~e einwandfrei

lösen lassen. • ~‘ . • . ‚

Die Studien des kantonal~n“Hochbauamtes 1~ertiben auf~lgenden

Ueberlegungen: . . ..

a) Es ist ein wesentlicher städtebaulicher Vorteil der Stadt

Solothurn, dass zwischen der Altstadt und den neuen Quartieren

weitgehend ein Grüngürtel erhalten geblieben ist, Dieser be

steht zum Teil auch noch vom Rollhafen abwarts beideeits der

Aare. Bis zum Ausbau der Rötistrasse bildeten auch die beid—

seits der Strasse stehenden Alleebäume einen Grünzug bis
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ZUm Hauptbahnhof. Beim Ausbau der R~it.istras~ ~ es nicht

~ bisherigen Zustand ~iede~h s~~lbn, Durch

~ine ~eitsichtige Städteplanung lässt.. sI~h jedöcherreichen,

~d~s~~uf der ganzen Ost~eit.e der R6tistr~ss~ ei~breiter

GrUi~treifen entsteht, Die grosszügigeGrünanlage, die auf

‘die~e Weise geschaffen .w~rden ~ würde m±~der Frei—

flache des Schanzliareals und mit der Altstad~ in optischer

V~bindung stehen~ Dem i~ Solothurn anmm~d~~esucher

bffne~te sich nach Verlassen der Fussgängerunterfu.hrung in

einladender Weise der Blick auf die ganze Stadt.

In diesem Sinne sieht die Studie des kai~tonaIen Hochbauamtes

auf der Ostseite der R~tistrasse zwisch~n Häuptb~}inhof und

A~re einen breiten Griinstreifen vor~ Dämi~ ~ürdd ~in eigentlicher

grosszügiger Bahnhofplatz geschaffen. Die fü~ dä~ von Roll—Areal

vorgeschlagene eingeschossige Ueberbauung •~i~ alif~esetzten

zweigeschossigcn.Bauk~rpern und Qinem abschlie~nden sieben—

geschossigen Hochbau ~rgibt sowQhl von Westen a~s auch von

Osten ein gutes Strassenbild, ohne dass die :best~henden

von Hell—Bauten entwertet würden,

Als Vervollständigung der städ~Jebaulichen Konzeption liesse

sich die Häusergruppe an der Aareüstlich..aei‘Rötj~trasse

bei einer Gesa~tsanierung zu einern markä~t~nBa~k~per unige—

stalten, der als Brückenkopf wirken würde. NaI~d~r Studie

des Hochbauamtes erhielt der neugeschaffene -~hi~hofplatz so

nach Norden einen visüellen Abschluss. Mit~ di~ ~rückenkopf,

dem Aufnabmegebäüde des H~iuptbahnhofes und de~n ~ton Roll-Hochbau

würden die nbtigeri Akzente gesetzt, und es entstünde eine gross

zügige, weiträumige und neuzeitliche städtebauliche ~ösung.

b) Aus der Studie des Hochbauamtes geht hervor, dass es m~5glich ist,

auf dem Niveaü der Personenunterfuhrung — also ohne Inanspruch—

nabme von Nu~zfläche übbr Pe~ain - rund 500 Parkplätze zu

schaffen und diese auf einfache Weise mit den unterirdischen
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1Fussgängerwegen in V~b.indung zu ~ringen. •D~r eine Einstellraum

~(mit 209 Parkplätzen) ist zwischen Rötistra~se und Waffenplatz—~

strasse ~it Einfahrt von der Wäffenplat~strasse her nnd der

andere (mit 255 Parkplätzen auf zwei Ebenen) längs der Nordseite

des vo~iRoll-Areals mit Einfahrten von der Niklaus—Konrad—Strasse

her vorgesehen. Beid~lassen hioh entsprechend d~n Bedürfnissen

in Etap.penverwirklichen,~ohnedas~ die übrige Nutzung der be

troffenen Gmnndstückegeschmöjlert werden muss.

c) Da~ Höchbauamt hat die ~ha~liche Ausnützung im Gebiet Rötistrasse —

Waffenplatzstras~ —von RoIl-~Areal~untersucht und dabei für

einzelne Grundstücke ~Ausnützungsziffern festgestellt9 wie sie

für ei.ne neue. Ueberbauung -nichtrne.hr.in Frage kommen könnten.

Die G~ebäude Nrn~ 15,: 15,. .‚l7:~d 19 ~(Renferhäuser) auf der Ost

seite des südlichen Teiles ~der .Waffenpla-~istras~ weisen Aus—

nUtzungsziffern~ zwischen 2;,5. und 3,5 auf. Die Nützung der übrigen

Gebiete liegt zwischen O,9und~ 1,6. Ausnützungs~±ffern, die den

Wert von 1,0 übersteigen,~ können nach d~x~ bishe~igen Praxis bei

der Genehmigung von Beb~ung.s- uhd Zonenpl~nen niii~ noch zugelassen

werden, wenn durch spezielle Bebauungspläne all~ städtebaulichen

und nachbarrechtlichen Fragen eiflwandfrei gelöst, werden.

Nach der Ueberbauungsstudie des k~ntona1en Hochbauamtes lässt

sj~.oh das Gebiet zwischen Rötistras~e, Waffeüpla~zstrasse,

Niklaus—Konrad—Strasse und: ‘~uzörnstras‘~e be~o~en auf die

Grundstückflächen vor de~ Stras‘senau~b~u imm~ noch mit fast

~‚l,5 nutzen. Das von Roil—Area1i~Grun~stück~‘~195 und 1367 zu—

s~e~agefasst) hat immer noch eine‘Nutzu~g von 1 bis 1,1. Der

• • nach ‚drei Seiten freie Brückenkopf erlaubt soga±~ eine Nutzung,

die über, 2 liegen kann. Voraussetzung für solch hohe Nutzungen

ist wie schon erwähnt eine zusamme~ängende, in einem speziellen

Bebauungsplan verbindlich fest~e1egte Konzeption, wobei eine

~egenseiti~e Rücksichtnahme bei, ~er architektonischen Gestal—

• ti~ing der Eaükörper eine Grundbedeutung ist.
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Die Nutzflächen der gesamten, in der Studie des Hochb~üamtes

vorgesehenen Ueberbauung ergeben nach den VSS—Normen einen

Bedarf von 302 I‘arkplatzen. Da nach der Parkplatzkonzeption

gemass lit. b die Erstellung von 464 Parkplatzen mogl~ch ist,

beträgt die Re~erve für Bahnbenützer u~ad für anschJie~e~id~

Gebiete 162 Plätze. Mit Rücksicht darauf, dass bei erheh~i±d1~er

n~hme der Wohnbev~5lkerung die ~ffent1ichen Verkehrsbetriebe

~(Biis) ihre Fahrzeuge in kürzeren Abständen einsetzen müssen,

i~t eine teilweise Verlagerung von privatem Verkehr auf öffent—

höhe Verk~hrsmittel zu erwarten. Aus diesem Grund dürften die

vorgesehenen Parkplätze selbst bei einer Verdoppelung der. Ein

wohnerzahl für die Nordseite des Hauptbahnhofplatzesgenügen~

Die in der Studie des Hochbauamtes vorgeschlageneiHochbauten

und die unterirdischen Parkbautei lassen sich in Et~ippen aus

führen.

Im vorliegenden Verfahren ist nicht endgültig zur Studie des

kantonalen Hochbauamtes Stellung zu nehmen. Zweck ~d±eser Studie

i~ar vor allem, zu zeigen, dass bei der Stras~enfU~i~ng nach

~dem. aufgelegten Bebai~ungsplan eine gute städtebauIi~Iae I~ösung

möglich ist, Welche städtebauliche Konzeption.w~ite.2~ zu ver—

. folgen ist, muss von den zuständigen Organen der. Stadt ent

schieden werden,

Wird das Projekt Meyer mit dem aufgelegten Sträs~~plan und der

:Studie des kantonalen Hoähbauamtes verglich~n~ s~lässt sich

folgendes ‘festatellbnj

a) Bahn und Durchgangs:strasse sind zw~i Ve~kehrsträ:g~,~die auf

ihre Nachbarschaft lärmstörend einwirken, Werden inüberbautem

Gebiet beide Verkehrsträger unmitbelbar nebeneinande±~ gelegt,

r.~ie das beim aufgelegten~ Plan der Fall ist, so.ist.~as besser,

~als wenn sie durch Wohn— od~r G~s~häftszonen getrehn± werden.

Die im Projekt Meyer vorgeschlägene Zufahrt von Z~i5wil her

durchschneidet das von Roll—A~al und benützt teilweise die
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.‘~N±klaus—Konrad—5trasse, Sie schiebtdie ~ä~‘mzone~naöh Norden

~in~ die~W~ohn— und ~Geschäftszone hinein. Bestehende Liegen—

• schaften werden entwertet und die Nutzung der freibleibenden

f;~. ~..~rundst~cke:stark beeinträchtigt, ohne dass sich dieser Eingriff

• als zweckmässig oder notwendig erweist.

• b) Dernlotoi‘isierte o~tsunkundige V~rkehrsteilnehmer findet sich

im Stadtverkehr nur mit Mühe zurecht, wenn die optisch richtige

Führung d~s Verkehrs vernacI~lässigt wird. Er sollte so. selbst

verständlich geführtwerden, dasser die volle Aufmerksamkeit

döm Ve~kehrzuwendenka~~ u.nd nicht gez~ng~ ist, ständig

nach Hinweistafeln und Wegweisern Ausschau zu halten. Die

Füh~ungder Strasse von Zu~hwil her ist bein~ Projäkt Meyer

wegen der schiefen Einmündung ~in den Bah~ofplatz optisch

ungünstig, während sie b~im aufgelegten Strasse~plan logi~ch

und natürlich erscheint.

c) Es ist unbestritten, dass dem Kontaktverkehr die nötige

• Bea~chtung geschenkt werden muss. Da der grösste Teil der
•Bahnbenützer die ~ahnsteige unter Niveau erreicht, ist

jedoch nicht einzu~ehen, warum sich der Kontakt nördlich

des Bahnhofes ausschliesslj~h auf de~ Platz unmittelbar vor

:dem Aufnahrnegebäude abzuwickeln hat und nicht in die untere

Ebene verlegt werden kann, Die Vertreter der SBB haben sich

bei einer Besprechung bereit erklärt, die Einnehmerei des

Aufnabmegebäudes später auf das Niveau der Fussgängerunter

führung zu verlegen. Damit wird der Tatsache Rephnung ge

tragen, dass sich der Kontakt zur Hauptsache in der unteren

Ebene absp±elen wird* :

Bei der Studie des kantonalen Hochbauamtes kann vor der

Erstellung der unterirdischen. Parkebenen z.B ein zusätzlicher

Taxistandplatz ausserhalb des Bahnhofvorplatzes errichtet werden~;

durch eine ~egensprechanlage kann der Kunde das Fahrzeug nach

der Vor~ahrt vor dem Aufnahmegebäude rufen. Es stellt weder



— ~25

«~täd~ebau}idh hoch ~t~etib~h ei~ ~er~i~ ~ d~ wdnn der
;~.‘pt~t~Z~r ein~Bahn~d dürch ‘~i~~Zahl sie—

höi~d~er Aut~s~ d~nib~öse ~uiid Fahrzeuge der SN~ überst~1lt ist,

•~ie~das :b~m P~j~kt Md~e~ erwa~t~t werdefi mU~öt~,

d) Der im Projekt Meyer vorgesehene Bahnnofplatz tragt der ein—

~aligen S1tuat~on der Stadt Solothurn nicht Rechnung. Er ist

ei~seitig auf d~n Kontak~verkehr ausgerichtet ~d verlegt

• :.~avon~ möglichst vi~el auf den Platz unmittelba~ ~ dem Auf—

n~hi~egebäude. Im Vergleich zur Studie des Hochb~uamtes ist er
-: ünorganisch und wirkt verkrampft. Anstelle der mit gros~en

~ehrkosten erstrebten idealen Platzgestaltung entstände

• ein öder Abstellplatz für ruhende Verkehrsmittel. Die

schleifende Einmündung der Durc}~angsstrasse von Zuchwil

her hat nicht nur den erwähnten ve~kehrstechnischen Nachteil,

sondern beeinträchtigt auch die ästhetische Wirkung de~ Platzes.

e) Die in der Studie des Hochbauamtes vorgesehenen unterirdischen

Parkebenen haben gegenuher dem in der Einsprachc der Stadt

verlangten Parkhaus wesentliche Vorteile. lnsbesonderöbean._

spruch~nsiekeine wertvolle Nutzfläche, Das Park~aü~ auf dem

Areal ~Mühlebau Me~ter würde die Bildung der vom Hochbauamt vor—

geschlag~nen ~rünfl~che östlich der Rötistrasse verunniöglichen

ünd kaüm ein~ ästhetische Bereicherun~ darstellen. Bei Ver—

wirkli~hungdes Pro~ekte~M~er ~ürdeda~ genannte Areal ausser

dem zu klein~ alsdass ein Pa~khaus no~hwirtschaftljch wäre

Die Rahipenanlage benötigt nämlich je St~dkwerk praktisch gleich

viel Fiäche ganz gleichgültig, ob je Stock~0 oder 200 Wagen

abgestell-~: werden können,

8. In der ergänzendenEingabc~ vom 29~ November 1965 verweist die

Einwohnergerneinde auf eine Skizze von Prof. R. Meyer, nach der

vorläufig nur eine erste Etappe seines Projek-bes, nämlich die

Einführung der ~uzer trasse durch ‚das yen Roll—Areal und die

Niklaus—Konrad_5t~asse in die Rötistrasse, verwirklicht würde,
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.‘w~hr~nd dar ~a~hofp1atz noch unve~~dert b1i~i~, bis die Pla—

~ nungsfragen (mit Einschluss der Fragön SEB und PTT) abgeklärt

waren~ Die Einwohne~gemeinde ist de~‘Auffassung, dadurch könne

die~ für 1970/71 notwendige erhöhte Leistungsfähigkeit des An—

schlussesRötistrasse — Luzernstrasse an den Nationalstrassen—

anschluss Zuchwil herbeigeführt werden, ohne das~ die Ausbau—

mögiic~k~iten des. BahnhQfplatzes für alle Zeiten verbaut seien.

Dieser neue Vorschlag ist keine wirkl‘ic}ie Alternative. Die erste

Etappewürde r~liöh hereit~ alle wesentlichen Mei~male des

Projektes Meyer, nämlich die Du~Öhschneidung des von Roll—Areales

und die Einführung in die Niklaus-Konr‘~d—Str~,sse enthalten und

liesse sich überhaupt nur rechtfertigen, wenn man dem Projekt

Meyer ‘auch, im übrigen zustimmte. Dämit müssten ~‘ber auch die auf-.

gezählten andern‘Nachteile c1~s Projektes Meyer‘ (~Iehrkosten,

übermässige Eingriffe ins private Eigentum usw.) in Kauf

genommen werden.

Der Vorschlag ist auch verkehrstechnisch nicht tragbar. Die

Verkehrsverhältnisse wü~‘den dort, wo sie am prekärsten sind,

nämlich auf deh ‘Bahnhofplat•z, gar nicht gelöst. Nach dem

• Verkehrsgutacht~n Rapp.~st der Bahnhofplatz in Solothurn,

gemesse~a am übrigen Verk~‘hr, in den Jahren 1970 - 1975 am

stö~rksten belastet, während n‘ac~iher durch die Nationalstrasse

N 5 und die Tang.enten‘strassen‘En~i~tungen eintreten, Darum

• ‚ ~rnuss auf diese Zeit hin eine verkeh~teohnisch in allen Teilen
befriedigende Lösung ~i~zielt ~eJ~‘Di‘söe~‘ Anforderung ent—

spricht. ‘die erste Etappe •Msyer~in keii~er We±s~ Die Knoten

punkte lägen viel zu nahe, als dass‘eiiinnehm‘bärer Abfluss

des Verkehrs gewährleistet werden könnte. Aus dem glei~hen

Grund wäre auch der Einbau yen aignalanlagen nicht mehr

oder n~ir noch in beschränkter,~Weise ~nöglich~ Ein Verkeh~‘s—

chaos wäne unvermeidlich, sobald, der Verkehr von der Autobahn

über den Bahnhofplat,z ~o1lte. Der ersten.~Etappe Meyer ‘müsste

deshalb der Ausbau des Bahnliofplatzes nach dem Proj~kt Meyer

unmittelbar folgen.
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9. Zusammenfassend ist zu d~ Begehren der ~Ein~hn~rgemeinde

~in der Einsp~ache vo~n 2. Septemb~r l965~fol~endes zu bemerken;

zu 1 Die verkehrsmassigen und stadtebaulichen Interessen der

Stadt Solothurn sind eingehend gepruft worden Im auf

gelegten‘ St~assenp1an sind sie genügend beruoksidhtigt,
so dass~

zu 2 Dem Ersuchen des Gemeinderates, es sei das Grunc]s-buck

“Miih1~bau ~eyer“ im Bebauungsplan für ei~i Park~a~s zu

r~servieren, kann aus rechtlichen Gründen nicht~ entsp~ochen

werden. in t~t~dhIi~her Hinsicht ist eine~. solche

Reservierung nicht n®tig, da das Parkierungsproblem

auch auf andere Weise g~1öst werden kann.

zu 3: Die Linienführung und Gestaltung der Fussgängerunter_

fuhrung unter dem Bahn ofpI~.Tz werden in Verbindung

mit den Organen der SBB und der Stadt so festgelegt,

dass der Zu— und der Weggang vdm Bä~nhof einwandfrei

gelöst sind. Der aufgelegte, Strassenplan ±~f~ier-~ die~

Unterfuhrungon nicht sndgultig, sondern behalt Aende

rungen auf Grund der Detailprojektierung ausdruck±ich

vor. Das in de~ Einsprache ~er Stadt..bearftx~agte Ziiwar~n

Mit der Genehmigung des Planes ist somit nicht nötig,::

zu 4 Die in der Einsprache der Einwohnergemeinde verlangte

Abstimmung des Strassenplanes auf die Plane fur die

inne~ Westta~gente und die dort~

Ebene ist schon deswegen gegenstandslos, weil eine zweite

Ebene aufdem.Bahnhofpiatz durch den aufgelegten Strassen—

plan nicht ausgeschlossen wird. Der Regierungerat ist

zudem der Auffassung, dass eine zweite E~en~ ~us~re~‘—

kehrstechnischen und städtebauliche~uebö~jegungen über

haupt abzulchnen ist und die Verkehrsprobleme auf andere

Weise zu l~5sen sind. ~

Die in der ergänzenden Eingabe der Sta~dt VQ~ 29. Nove~ber 1965

verlangte Ei~o1ungeii~s Gutächtens ist ~bzulöh~i~ ~eil
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all.e~ Fragen.. grilndlich abgeklärt: worden: sind und der mit der

;~:;:~.Ejnholun~ des Gutachtens verhmndene Zeitverlust,: nicht ~er—

~antwort~t werdön könnte, Die Verwirklichung des: Bauvorhabens

hmchdem: vorgösehenen Zeitplan ist dringlich.

Die ~ igenAusführu~5ger~ der Einwohhergemeinde haben sich

~.:nicht zu weiteren Anträgen geführt, Im Rahmen diöse~‘ Zusammen-.

fassun~g e~Ubrigt es sich deshalb, nochmals darauf einzugehen.

Es ~~ibt sich, dassdiö Einsprache der Stadt h±cht begründet

is~t, Sie ist desh~lb ahmuweisen. Auf die: E~hebung einer Ent—

scheid~eh~b~ih~‘ wird verzichtet.

Es wird

böschlossen:

1. Die Einsprache der Einwohnergerneinde der Stadt Solothurn vom

2. September 1965 wird a~bgewiesen.

2.. Der Stimssenplan Bahnhofplatz Solothurn wird ünter Vorbehalt

der übrigen Einsprachen, die in einem spätören Beschluss be—

handelt werden, grundsätzlich genehmigt.

3~ .~uf~die Erhebung einer Entscheidgebühr ~ird verzichtet,

4. Die~Stadt So~othux~n k&~nn gegen diesen

B~schlussinnert 30 Tagen, von seinei~Eröffnüng. an~.gchnet,

heir~ Kantonerät Beschwerde führen, Die Be.sch~qerde ist im

Doppel einzureichen und: zu begründen..

Der Staatsschreiber;

M~tgliede~ d~s Regierün~sratös
~-Bau—Departement (4)
Kant. Tiefbauamt (4)
Kant. St~assönbauiiisp~kto~‘at (4)
Jur.Sekretärdes:~Bau—Departemente~ (3)
Kant, Hochbauamt (2)
Kant, Planungsstelle (2)
Verkehrs—Departement (2)
Einwb1~iergöm~indö der Stadt Solothurn (3)Einschreibeü
Stadtbauamt Solothurn (2) : .~ :


